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DMB und DEHOGA: Wohnraumstärkungs gesetz  verbessern!
Zweckentfremdung von Mietwohnungen weiter eindämmen

Die profitable Kurzzeitver-
mietung von Wohnungen 
über Onlineportale wie 
Airbnb ist dem Mieterbund 
und der DEHOGA, Interes-
senvertretung des Hotel- und 
Gaststättengewerbes, seit 
langem ein Dorn im Auge. 
Das zu geringe Angebot an 
Wohnraum vor allem in 
Großstädten wird weiter ver-
knappt. Und das Hotelgewer-
be mit seinen Auflagen ein-
schließlich der Steuerpflicht 

sieht sich durch die neuen 
Anbieter im Wettbewerb um 
Gäste benachteiligt.
Die Mietervereine Aachen, 
Bonn, Düsseldorf und Köln, 
der DMB-Landesverband 
NRW sowie der DEHOGA-
Landesverband NRW haben 
die Politik wiederholt auf die-
sen Missstand hingewiesen 
(MZ 2/2020) und blieben in 
Düsseldorf nicht erfolglos. 
Das Wohnraumstärkungs-
gesetz sieht vor, dass Vermie-

ter:innen von Ferienunter-
künften seit Juli 2022 eine 
Identifikationsnummer be-
antragen müssen, so dass er-
zielte Einkünfte der Besteue-
rung unterliegen.

Zeitliche Begrenzung 
geplant
Dem Verbändebündnis reicht 
das nicht. Das Thema wurde 
vor der Landtagswahl proble-
matisiert. Mit Genugtuung 
nahmen DMB und DEHOGA 

zur Kenntnis, dass in den Ko-
alitionsvertrag der schwarz-
grünen Regierung eine wei-
tere ihrer Forderungen 
aufgenommen wurde: Ange-
meldete Ferienunterkünfte 
dürfen höchstens für acht 
Wochen im Jahr als solche 
vermietet werden. In einem 
gemeinsamen Schreiben 
wurde die zuständige Minis-
terin aufgefordert, das Wohn-
raumstärkungsgesetz kurz-
fristig zu ergänzen.  n

Im Mai 2022 haben die Mitarbei-

ter:innen unseres Vereins einen 

neuen Betriebsrat gewählt. 

Beate Wieloch, Marcus Breitbach 

und Annika Klein vertreten in 

den kommenden vier Jahren ihre 

Kolleg:innen

Abwassergebühren falsch berechnet
Mieterbund und Haus & Grund fordern Rückzahlung

Jahrelang zahlten Mieter:in-
nen und Eigentümer:innen 
in NRW zu hohe Abwasser-
gebühren. Das hat das Ober-
verwaltungsgericht (OVG) in 
Münster abschließend fest-
gestellt (AZ: 9 A 1019/20) und 
damit der bisherigen Berech-
nungspraxis der Kommunen 
ein Ende bereitet. Das OVG 
stellte klar, dass bei den Be-
rechnungen, und damit den 
anfallenden Kosten für den 
Betrieb der Abwasserkanäle, 
mit zu hohem Zinssatz gear-
beitet und der Inflationsaus-
gleich doppelt berechnet 
wurde.

Neuberechnung erforderlich
Haus & Grund Bonn und der 
DMB Bonn/Rhein-Sieg/Ahr 
fordern daher von Bonn eine 
zügige Neuberechnung der 
Gebühren sowie die rückwir-
kende Überprüfung der Be-
scheide aus den Vorjahren. 
Die Aufforderung ergeht auch 
an alle Städte und Gemeinden 
des Rhein-Sieg-Kreises, deren 
Räte rechtswidrige Satzungen 
beschlossen haben.

Spürbare Entlastung erwartet
In einem Schreiben an Ober-
bürgermeisterin Katja Dör-
ner erwarten die Verbände 
eine zügige und deutliche 
Senkung der Gebühren sowie 
die Erstattung von Überzah-
lungen an die betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger. 
Haus & Grund und DMB 
rechnen mit einer spürbaren 
Entlastung, zumal die Abwas-
sergebühren im Spektrum 
der kommunalen Gebühren 
häufig an der Spitze standen. 
Notwendig sei auch eine indi-
viduelle Aufschlüsselung der 
neu zu berechnenden Kosten, 
da voraussichtlich tausende 
Nebenkostenabrechnungen 
rückwirkend korrigiert wer-
den müssen. Dies berge Kon-
fliktstoff zwischen den Miet-
vertragsparteien, dem durch 
eine transparente und ein-
fach nachvollziehbare Neube-
rechnung entgegengewirkt 
werde müsse.

Zum Widerspruch auffordern
Der DMB ruft daher Mie-
ter:innen dazu auf, Vermie-

ter:innen zum Widerspruch 
gegen bereits erfolgte Be-
scheide der Kommune aufzu-
fordern und stellt dafür auf 
seiner Homepage ein Muster-
schreiben zur Verfügung.
Andererseits wird von den 
Kommunen erwartet, dass 
alle, denen in der Vergangen-
heit überhöhte Gebühren ab-
verlangt wurden, nun ohne 

Weiteres Erstattungen erhal-
ten. Die Menschen hätten auf 
korrekte Bescheide vertraut. 
Sie dürften nicht bestraft 
und  ihr Vertrauen in eine 
 ordnungsgemäße öffentliche 
Verwaltung nicht nachhaltig 
erschüttert werden. Das Mus-
terschreiben finden Sie unter: 
www.mieterbund-bonn.de, 
Rubrik: Aktuelles & Presse.  n

Newsletter im 
neuen Outfit 
Wir haben unseren etwas in 
die Jahre gekommenen News-
letter „entstaubt“. Im neuen 
und zeitgemäßen Outfit in-
formiert er unsere Mitglieder 
über Aktuelles in den unge-
raden Monaten ohne Mieter-
Zeitung. 
Wer den Newsletter noch 
nicht bekommt, kann sich per 
Mail an newsletter@mieter-
bund-bonn.de anmelden. Wir 
brauchen nur Ihren Namen 
und die Mitgliedsnummer. 
Der Newsletter ist selbstver-
ständlich kostenlos.  ■

DMB-Belegschaft  
wählt  Betriebsrat
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Erinnerung 
Mitgliederversamm-
lung 2022

Wir erinnern nochmal an 
die Mitgliederversammlung 
am Freitag, 16. September, 
16.00 Uhr.

Tagungsort: 
The 9th Coworking, 
 Sandkaule 9–11,  
53111 Bonn

(siehe hierzu die Einladung 
in der MieterZeitung 3/2022 
und auf unserer Website)
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Bündnisse fordern wohnungspolitische Offensive
Wohnungsbauprogramm, Hilfen für Obdachlose und mehr Mieterschutz dringend nötig 

Sechs Wochen nach der 
Landtagswahl in NRW im Mai 
stand die schwarz-grüne Ko-
alition, der auch Abgeordne-
te aus Bonn und dem Rhein-
Sieg-Kreis angehören. Zum 
Wahlerfolg gratulierten die 
Bündnisse Wohnen in Bonn 
und dem Rhein-Sieg-Kreis – 
Zusammenschlüsse von 
AWO, Caritas, Diakonie, Pari-
tätischem Verband, DGB, So-
zialdienst katholischer Frau-
en, VDK, dem Roten Kreuz, 
SKM und Deutschem Mieter-
bund – den Abgeordneten. 
Zugleich erneuerten die 
Bündnisse ihre Forderungen 
nach einer wohnungspoliti-
schen Initiative für die Regi-
on und luden die Abgeordne-
ten zum Gespräch ein.

Fünf Kernpunkte 
der Bündnisse
1. Es sollte wieder ein Woh-
nungsbauprogramm für Lan-
desbedienstete geben. Lan-
desbedienstete mit geringen 
Einkommen haben es in 
Bonn und sicher auch in an-

deren Ballungsgebieten in 
NRW schwer, eine bezahl-
bare Wohnung zu finden. 
Sinnvoll wäre, wenn dieses 
Programm durch eine lan-
deseigene Wohnungsbauge-
sellschaft durchgeführt wür-
de. Dort, wo gearbeitet wird, 
wohnen zu können, ist ein 
wirksamer Beitrag zum Kli-
maschutz! Auch die Einfüh-
rung eines Jobtickets für 
 Landesbedienstete, etwa Leh-
rer:innen, könnte helfen, die 
CO2-Belastung bei Berufs-
pendler:innen zu reduzieren.

2. Ein besonderes Problem 
ist die Wohnraumversorgung 
von Wohnungslosen. Die Ob-
dachlosigkeit soll bis 2030 
nach Vorstellung und Be-
schlusslage der EU beseitigt 
sein. Wohnungslosen muss 
aber nicht nur eine Wohnung 
zur Verfügung gestellt wer-
den, sondern es bedarf meist 
auch eines Betreuungssys-
tems, damit der Wohnraum 
dauerhaft erhalten bleibt. 
Wir raten daher, dass das 

Bauministerium und das So-
zialministerium eine Förde-
rung vorbereiten und ermög-
lichen soll.
 
3. Die Wohnungsbauförde-
rung in NRW wird stark un-
terstützt durch den Bund. 
Hierdurch werden Tilgungs-
verzichte ermöglicht, die zum 
Teil auch auf das Eigenkapital 
von Investor:innen angerech-
net werden können. Die An-
rechnung erfolgt aber erst, 
wenn der Bau fertiggestellt 
ist. Um mehr Investor:innen 
(insbesondere gemeinwohl-
orientierte) zum Bau öffent-
lich  geförderter Wohnungen 
zu motivieren, wäre es sinn-
voll, wenn diese Eigenkapital-
hilfen (zumindest zum Teil) 
bereits bei Beginn der Bau-
maßnahmen erfolgen könn-
ten. Hierdurch könnte auch 
eine teure Zwischenfinanzie-
rung vermieden werden. 

4. Nach Mietspiegelgesetz 
soll das Land feststellen, wer 
oder was die „zuständige Stel-

le“ für die Erhebung von 
Mietspiegeln ist. Es wäre 
sinnvoll, wenn dies auch die 
Kreise bzw. Gemeindever-
bünde sein könnten. 

5. Wir bitten noch einmal 
ausdrücklich darum, die An-
zahl der Gemeinden, für die 
ein erhöhter Wohnungsbe-
darf und damit eine Anwen-
dung weiterer Mieter:innen-
schutzvorschriften in Frage 
kommt, erheblich auszuwei-
ten. Beispielsweise bilden 
Bonn und der Rhein-Sieg-
Kreis insgesamt einen Woh-
nungsmarkt mit erheblichen 
Problemen. Es ist nicht nach-
vollziehbar, warum es immer 
wieder sehr kleinteilige un-
terschiedliche Rechtsfolgen 
gibt, die der Realität eines 
 gemeinsamen Wohnungs-
markts nicht entsprechen.
Die Bündnisse freuen sich 
auf die Antworten der Ab-
geordneten und die Gesprä-
che, über deren Ergebnisse 
die MieterZeitung berichten 
wird. ■
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Mieterbund Bonn auf YouTube Seit drei Jahren stellen wir in 
unserem YouTube-Kanal Vi-
deos zu unterschiedlichen 
Themen ein. Mietrecht, Ak-
tionen oder Interviews mit 
Kandidat:innen vor Wahlen 
und Forderungen an die Po-
litik. 
Es ist ganz einfach: auf unse-
rer Website www.mieterbund- 
bonn.de auf das YouTube-
Icon klicken. Schauen Sie mal 
rein, am besten abonnieren 
Sie unseren Kanal. Sie werden 
informiert, wenn ein neues 
Video hochgeladen wird. So 
sind Sie immer auf dem aktu-
ellen Stand.  ■
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